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Vernehmlassungsbericht zur Folgegesetzgebung Verfassung, Teil 1 (SOG und Verordnungen):  
Separatauswertung Eingaben Kantonaler Gewerbeverbands Appenzell I.Rh. (KGV) sowie Handwerker und 
Gewerbeverband Oberegg (HGO) 
 
Anhörung vom 17. Juni 2025 bis 15. September 2025 
 
Vorbemerkung 
 
Die Stellungnahmen des KGV und des HGO unterscheiden sich nur in wenigen Punkten. Es wird bei allen Anträgen angegeben, wer diese gestellt hat, bei den 
Begründungen wird die Urheberschaft separat angegeben, wo Differenzen bestehen.  
 

Vorlage 
 

Antrag 
 

Begründung 
 

Bemerkungen 
 

1.  Allgemeines  

Art. 1 
Regelungs-
bereich 

1 Dieses Gesetz regelt die staatliche 
Organisation im Kanton und die 
Grundsätze für die Behörden. 
 
2 Für den Grossen Rat und die Ge-
richtsorgane gilt es, soweit die Gesetz-
gebung für sie nicht andere Regelun-
gen enthält; für die richterliche Tätigkeit 
der Gerichtsorgane gilt es nicht. 
 
3 Für Korporationen gilt es, soweit es 
für sie ausdrückliche Regelungen ent-
hält. 

   

Art. 2 
Wappen 

 
1 Das Kantonswappen zeigt einen in 
Weiss aufgerichteten schwarzen, rot 
bewehrten und gezungten Bären ge-
mäss Abbildung im Anhang. 

KVG und HGO 
1 Das Kantonswappen zeigt einen in 
Weiss aufgerichteten schwarzen, rot 
bewehrten und gezungten Bären mit rot 
dargestellter Männlichkeit gemäss Ab-
bildung im Anhang. 

 
Die Ergänzung präzisiert ein 
heraldisches Unterschei-
dungsmerkmal des Innerrho-
der Wappens zu dem von 
Ausserrhoden. 

 
Die heraldische Blasonierung des Innerrho-
der Wappens nach Mühlemann (Das 
grosse Appenzeller Wappenbuch, 1977) 
lautet wie folgt: In Silber ein aufrechter, rot 
gezungter und bewehrter schwarzer Bär. 
Diese Beschreibung wurde ohne Erweite-
rung auf die heutigen Verhältnisse umfor-
muliert. Daran soll festgehalten werden. 
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Die Details, so auch die Farbe der Männ-
lichkeit, ergeben sich aus der Abbildung 
gemäss Anhang.  
Beschluss: belassen. 

Art. 3 
Amtssprache 

1 Die Amtssprache im Kanton ist 
Deutsch. 

   

2.  Behörden  

Art. 4 
Begriff 

1 Als Behörden im Sinne dieses Geset-
zes gelten die von den Stimmberechtig-
ten gewählten Organe des Kantons, der 
Bezirke, der Schul- und Kirchgemein-
den sowie der 
Feuerschaugemeinde. 
 
2 Die von diesen eingesetzten Kommis-
sionen und Vertretungen gelten als Be-
hörden, soweit sie eine amtliche Tätig-
keit wahrnehmen. 

 
 
 
 
 
 
HGO 
2 Die von diesen eingesetzten Kommis-
sionen und Vertretungen gelten als Be-
hörden, soweit sie in Erfüllung einer öf-
fentlichen Aufgabe amtlich tätig sind. 

 
 
 
 
 
 
 
Die Ergänzung verankert die 
Erfüllung einer öffentlichen 
Aufgabe. Damit ist klarer be-
stimmt, wann eingesetzte 
Kommissionen/Vertretungen 
als Behörden gelten. Die 
Präzisierung erhöht die 
Rechtsklarheit, ohne materi-
elle Ausweitung. 

 
 
 
 
 
 
 
Die neue Verfassung enthält ein Kapitel zu 
den Behörden (Art. 16 bis 20 nKV). Der 
dort verwendete Behördenbegriff umfasst 
alle Aufgaben, die in Ausübung des Amtes 
anfallen. Eine Einschränkung auf die amtli-
che Tätigkeit soll aber im Gesetz nicht vor-
genommen werden, denn auch dann, wenn 
eine Behörde in einem Einzelfall eine Ver-
richtung vornimmt, die nicht in Erfüllung ei-
nes unmittelbar öffentlichen Auftrags ge-
schieht, z.B. der Einkauf von Kaffee für die 
Sitzungspause, handelt sie doch als Be-
hörde. 
Beschluss: belassen. 

Art. 5 
Amtsperiode 

1 Die Amtsperiode der Behörden be-
ginnt unter Vorbehalt abweichender ge-
setzlicher Festlegungen mit der or-
dentlichen Wahl und endet mit der 
nächsten ordentlichen Wahl. 
 
2 Die Amtsperioden folgen in der Regel 
einem Jahresrhythmus. 
 
3 Im Falle einer zeitlichen Verschie-
bung von ordentlichen Wahlen verkürzt 
oder verlängert sich die Amtsperiode 
entsprechend. 
 
4 Sofern nicht anderweitige gesetzliche 

   



AI 012.22-191.1-1366049  3-39 

Regelungen bestehen, können die Be-
hörden die von ihnen gewählten Kom-
missionen und Vertretungen auf unbe-
stimmte Zeit wählen 
oder für diese den Beginn, die Dauer o-
der das Ende von Amtsperioden selb-
ständig festlegen. 

Art. 6 
Beratung und 
Beschlüsse 

1 Behörden nehmen die Beratung von 
Geschäften und die Beschlussfassung 
im Rahmen von Sitzungen vor. 
 
2 Sofern die Gesetzgebung nichts an-
deres bestimmt, können die Beratun-
gen und Beschlussfassungen bei Dring-
lichkeit oder dann, wenn es die Um-
stände erfordern, 
elektronisch vorgenommen oder Be-
schlüsse im Zirkularverfahren gefasst 
werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
KVG und HGO 
2bis Elektronische Sitzungen und Zirku-
larbeschlüsse sind nur zulässig, wenn: 
a) die Identität und Teilnahme der Mit-
glieder sichergestellt sind, 
b) die Unterlagen den Mitgliedern recht-
zeitig in geeigneter Form zugänglich 
sind, und 
c) Beratung und Abstimmung nachvoll-
ziehbar protokolliert werden. 
 
KVG und HGO 
2ter Bei Zirkularbeschlüssen ist eine 
Frist betreffend Zustimmung oder Ab-
lehnung zu setzen; verlangt ein Mitglied 
eine mündliche Beratung, ist das Ge-
schäft an eine Sitzung zu überweisen, 
ausser bei ausgewiesener Dringlichkeit. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Mindeststandards si-
chern Legitimation, Transpa-
renz und Nachvollziehbarkeit 
elektronischer Beschlüsse.  
 
 
 
 
 
 
 
Die Überweisungsregel ver-
hindert Missbrauch von Zir-
kularverfahren; zugleich er-
laubt die Dringlichkeitsklau-
sel handlungsfähiges Vorge-
hen in Ausnahmesituationen. 
KVG 
Diese beiden Punkte könn-
ten eventuell auch in einer 
Verordnung genau geregelt 
werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Modalitäten für Zirkularbeschlüsse kön-
nen, je nach Behörde, unterschiedlich sein 
(z.B. für den Grossen Rat oder eine Exeku-
tivkommission). Die Festlegungen sollten 
nicht im SOG, sondern entweder in Spezi-
alerlassen (für den Grossen Rat im GGR) 
oder durch die betreffende Behörde (Ge-
schäftsreglement der Standeskommission) 
vorgenommen werden.  
Beschluss: belassen. 
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3 Sofern die Gesetzgebung nichts an-
deres bestimmt, gilt: 
a) Die Beschlüsse werden mit Mehr-
heitsentscheid gefällt; 
b) bei Stimmengleichheit fällt die oder 
der Vorsitzende den Stichentscheid; im 
Falle von Wahlen entscheidet das Los. 

Art. 7 
Amtserfül-
lung 

 
1 Behördenmitglieder haben ihre amtli-
chen Obliegenheiten getreu und gewis-
senhaft zu erfüllen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2 Sie haben alles zu tun, was die Inte-
ressen ihres Gemeinwesens fördert, 
und alles zu unterlassen, was sie be-
einträchtigt. 

KVG und HGO 
1 Behördenmitglieder haben ihre amtli-
chen Obliegenheiten nach Treu und 
Glauben und gewissenhaft zu erfüllen. 

 
Die Formulierung bindet die 
Amtspflichten ausdrücklich 
an den anerkannten Rechts-
grundsatz Treu und Glauben 
(allg. öffentlich-rechtlicher 
Grundsatz; vgl. Art. 5 Abs. 3 
BV/Art. 2 ZGB) und erhöht 
damit Rechtsklarheit und 
Justiziabilität; „gewissenhaft“ 
konkretisiert die erforderliche 
Sorgfaltspflicht. 

 
Die Formulierung gemäss Vernehmlas-
sungsentwurf entspricht der heutigen Re-
gelung in Art. 2 Abs. 1, 1. Satz, BehV.  
Der in der Bundesverfassung festgehaltene 
Rechtsgrundsatz von Treu und Glauben, 
der auch ohne Erwähnung im SOG gilt, be-
zieht sich in erster Linie auf ein gegen aus-
sen gerichtetes Verhalten. Die getreuliche 
Ausführung einer Behördentätigkeit fokus-
siert demgegenüber eher auf das Innenver-
hältnis.  
Beschluss: belassen.   

Art. 8 
Amtsgeheim-
nis 

1 Behördenmitglieder sind zur Ver-
schwiegenheit über amtliche Angele-
genheiten verpflichtet, die gemäss ge-
setzlicher Regelung, aufgrund eines 
Behördenbeschlusses, einer 
vertraglichen Abmachung oder ihrer 
Natur nach geheim zu halten sind. 
 
2 Die Pflicht zur Verschwiegenheit 
bleibt nach dem Ausscheiden aus dem 
Amt bestehen. 

   

Art. 9 
Ausstand 

1 Behördenmitglieder beachten die für 
sie geltenden Ausstandsregeln. 
 
2 Sind sie im Ausstand, beteiligen sie 
sich nicht an der Meinungsbildung der 
Behörde, an der Beratung oder an der 
Beschlussfassung. Sie verlassen bei 
der Beratung und beim 
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Entscheid über das Geschäft den Sit-
zungsraum. 
 
3 Für Behörden als Gesamtgremien be-
steht keine Ausstandspflicht. 

3.  Standeskommission  

Art. 10 
Organisatori-
sches 

1 Die Amtsperiode der Standeskommis-
sion beginnt am 1. Juni und endet am 
31. Mai des Folgejahrs. 
 
2 Die Standeskommission trifft sich ge-
mäss eigenem Beschluss oder wenn es 
die Person, die als regierender Land-
ammann amtet, oder drei Standeskom-
missionsmitglieder 
verlangen. 
 
3 Sie bestimmt für alle Departements-
vorstehenden eine Stellvertreterin oder 
einen Stellvertreter. 
 
4 Sie gibt sich ein Geschäftsreglement. 

 
 
 
HGO 
2 Die Standeskommission wird auf ei-
genen Beschluss oder auf Verlangen 
der Person, die als regierender Land-
ammann amtet, oder von drei ihrer Mit-
glieder einberufen. 

 
 
 
 
Diese neue Fassung liest 
sich flüssiger, hat inhaltlich 
keinen Auswirkungen. 
 
 
 

 
 
 
 
Beschluss: Das Anliegen wird mittels fol-
gender Formulierung aufgenommen: 
2 Die Standeskommission trifft sich auf ei-
genen Beschluss oder auf Verlangen der 
Person, die als regierender Landammann 
amtet, oder von drei ihrer Mitglieder. 

Art. 11 
Aufgabenver-
teilung 

1 Bei der Verteilung der Aufgaben auf 
die Departemente ist zu beachten, dass 
die Person, 
a) die als Säckelmeister amtet, das Fi-
nanzwesen besorgt; 
b) die als Landeshauptmann amtet, das 
Landwirtschaftswesen besorgt; 
c) die als Bauherr amtet, das Bauwe-
sen besorgt; 
d) die als Landesfähnrich amtet, das 
Polizeiwesen besorgt. 
 
2 Den Personen, die als regierender o-
der stillstehender Landammann oder 
als Statthalter amten, sind keine spezifi-
schen Aufgaben zugewiesen. Die Stan-
deskommission 
entscheidet bei ihnen über die Departe-
mentszuteilung. 
 
3 Zur Vermeidung oder Beseitigung von 
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Unvereinbarkeiten oder Interessens-
konflikten kann die Standeskommission 
Aufgaben ihrer Mitglieder einschränken 
oder entziehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4 Sie kann zum Ausgleich von Belas-
tungen vorübergehende Anpassungen 
an der Aufgabenverteilung vornehmen, 
insbesondere bei Stellvertretungen. 

 
 
 
 
Ergänzung zu Abs. 3: 
HGO 
a) Der Entscheid ist schriftlich zu be-
gründen, zeitlich zu befristen und perio-
disch zu überprüfen; er hat dem Grund-
satz der Verhältnismässigkeit zu ent-
sprechen. 
 
 
 
 
 
 
KVG und HGO 
b) Dauert die Einschränkung länger als 
6 Monate oder betrifft sie die Leitung ei-
nes Departements, bedarf sie der Ge-
nehmigung des Grossen Rates. 
 
 
 
 
 
 
KVG und HGO 
4 Sie kann zum Ausgleich zeitlicher, 
fachlicher oder organisatorischer Mehr-
belastungen vorübergehende Anpas-
sungen an der Aufgabenverteilung vor-
nehmen, insbesondere bei Stellvertre-
tungen 
 

 
 
 
 
 
 
Lit. a verankert Rechtsstaat-
lichkeit und Verhältnismäs-
sigkeit: schriftliche Begrün-
dung, Befristung und periodi-
sche Überprüfung sichern 
Transparenz, Nachvollzieh-
barkeit und verhindern Dau-
erentscheide „auf Vorrat“. 
 
 
 
 
Schafft bei gewichtigen Ein-
griffen eine demokratische 
Legitimation durch den Gros-
sen Rat. 
HGO 
Das erhöht die Legitimation, 
setzt eine materielle 
Schranke gegen Missbrauch 
und wahrt die Gewaltentei-
lung. 
 
Die Beispiele konkretisieren 
den unbestimmten Begriff 
„Belastungen“ und erhöhen 
Rechtsklarheit und Vorher-
sehbarkeit, ohne den An-
wendungsbereich unnötig zu 
verengen. 

 
 
 
 
 
 
Der Beschluss der Standeskommission 
über eine Einschränkung oder einen Ent-
zug von Befugnissen muss schon heute 
protokolliert werden (siehe Art. 25 GR StK). 
Daraus muss sich die Begründung erge-
ben. Hält man des Schriftlichkeitserforder-
nis künftig zusätzlich für einen Einzelfall in 
einem Gesetz fest, erhebt sich die Frage, 
ob es für andere Fälle nicht gilt. Diese Un-
sicherheit gilt es zu vermeiden.  
Beschluss: belassen.  
 
Der Grosse Rat ist ein Organ der Legisla-
tive. Er ist weder das Wahlorgan der Stan-
deskommission noch hat er gegenüber die-
ser Weisungsbefugnisse. Unter dem Ge-
sichtspunkt der Gewaltenteilung ist es sys-
temwidrig, wenn für einen Exekutivent-
scheid ein Genehmigungsvorbehalt einer 
anderen Staatsgewalt eingeführt würde.  
Beschluss: belassen. 
 
 
Die Standeskommission soll für Massnah-
men den erforderlichen Gestaltungsraum 
haben. Sie soll beispielsweise bei Krank-
heitsfällen das Erforderliche anordnen kön-
nen, auch wenn es sich dabei nicht unmit-
telbar um zeitliche, fachliche oder organisa-
torische Mehrbelastungen handelt.  
Beschluss belassen. 
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Art. 12 
Beschluss-
fassung 

 
1 Zur Beschlussfassung sind vier Mit-
glieder erforderlich. 
 
 
 
 
 
2 Erlaubt ein Entscheid keine Verschie-
bung oder sinkt der Bestand an be-
schlussfähigen Mitgliedern für eine er-
hebliche Zeit unter das erforderliche 
Quorum, können Beschlüsse 
mit weniger als vier Mitgliedern gefasst 
werden. 
 
3 Erlauben die zeitlichen Verhältnisse 
keine Einberufung einer Sitzung oder 
Durchführung eines Zirkularbeschlus-
ses, kann die Person, die als regieren-
der Landammann amtet, 
für die Standeskommission entschei-
den, unter möglichst rascher Informa-
tion der Standeskommission. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4 Für die Beratung können in wichtigen 
Fällen bei Bedarf Bezirkshauptleute 
beigezogen werden. 
 

KVG und HGO 
1bis Nimmt die Person, die als regie-
render Landammann amtet, nicht an 
der Beschlussfassung teil, führt die 
Stellvertretung den Vorsitz und übt bei 
Stimmgleichheit den Stichentscheid 
aus. 
 
 
 
 
 
 
 
 
KVG und HGO 
3 Erlauben die zeitlichen Verhältnisse 
keine Einberufung einer Sitzung oder 
Durchführung eines Zirkularbeschlus-
ses, kann die Person, die als regieren-
der Landammann amtet, entscheiden. 
Der Entscheid ist der Standeskommis-
sion spätestens innert 72 Stunden 
(HGO: 48 Stunden) mitzuteilen; bestä-
tigt diese den Entscheid nicht an der 
nächstmöglichen Sitzung, spätestens 
innert 10 Tagen, tritt er ausser Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
HGO 
4 Für die Beratung können in wichtigen 
Fällen Bezirkshauptleute oder weitere 
sachkundige Personen beigezogen 
werden. Sie wirken rein konsultativ; ein 

 
Die Regel stellt sicher, dass 
die Standeskommission 
auch bei Abwesenheit des 
regierenden Landammanns 
entscheidungsfähig bleibt 
und mögliche Patt-Situatio-
nen durch einen klar zuge-
wiesenen Stichentscheid der 
Vorsitzvertretung aufgelöst 
werden. 
 
 
 
 
 
Diese Formulierung be-
schränkt die Einzelkompe-
tenz strikt auf unaufschieb-
bare Geschäfte, erzwingt 
eine unverzügliche Informa-
tion und eine kollegiale Be-
stätigung an der nächstmög-
lichen Sitzung. Bleibt diese 
aus, erlischt der Entscheid 
automatisch. So bleiben 
Handlungsfähigkeit und de-
mokratische Legitimation zu-
gleich gewährleistet und 
Dauerentscheide ohne Kolle-
gialbeschluss werden verhin-
dert. 
HGO 
48 Stunden Mitteilungsfrist 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Jede Behörde braucht eine Stellvertre-
tungsregelung. Für die Standeskommission 
findet sich diese in Art. 13 Abs. 2 SOG. 
Eine zusätzliche Regelung in Art. 12 Abs. 1 
ist nicht nötig.  
Beschluss: belassen.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei Geschäften, die nicht erst an der 
nächsten Sitzung entschieden werden kön-
nen, steht die Möglichkeit von Zirkularbe-
schlüssen offen. Ist indessen in einem Aus-
nahmefall ein sofortiger Entscheid nötig, 
z.B. die Anordnung einer superprovisori-
schen Massnahme in einem Adoptionsver-
fahren (siehe Art. 6 Abs. 1 lit. g EG ZGB), 
muss jemand sogleich entscheiden kön-
nen. Eine Ausserkraftsetzung nach Ablauf 
von 10 Tagen ist in solchen Fällen nicht 
sachgerecht. Vielmehr ist nach einer super-
provisorischen Massnahme durch die Stan-
deskommission eine provisorische Mass-
nahme zu erlassen. Dies ergibt sich aber 
bereits aus dem Verwaltungsverfahrens-
recht, sodass in Art. 12 SOG keine zusätz-
liche Regelung nötig ist. Auch eine fixe Mit-
teilungsfrist von 48 oder 72 Stunden ist ent-
behrlich. Das Beschleunigungsgebot ergibt 
sich direkt aus dem Verfahrensrecht.  
Beschluss: belassen. 
 
Gemäss Vorschlag der Standeskommis-
sion beschränkt sich der Beizug der Be-
zirkshauptleute auf die Beratung. Anträge 
können gestellt werden, es besteht aber 
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Stimm- oder Antragsrecht steht ihnen 
nicht zu. 

Die vorgeschlagene Formu-
lierung stellt klar, dass beige-
zogene Bezirkshaupt-
leute/sachkundige Personen 
ausschliesslich konsultativ 
wirken. 
 

kein Stimmrecht. Die Standeskommission 
erachtet diese Regelung als sachgerecht.  
Beschluss: belassen.  

Art. 13 
Regierender 
Landammann 

1 Die Person, die als regierender Land-
ammann amtet, unterschreibt die Akten 
der Standeskommission. Die Ratskanz-
lei kann mitunterschreiben oder im Auf-
trag Akten 
selbständig unterschreiben und versen-
den. 
 
2 Im Verhinderungsfall oder bei einem 
Ausstand wird die Person, die als regie-
render Landammann amtet, in der 
Wahrnehmung dieser Funktion durch 
die weiteren 
Standeskommissionsmitglieder in der 
verfassungsmässigen Reihenfolge ver-
treten. 

   

Art. 14 
Aufgaben der 
Standeskom-
mission 

 
1 Die Standeskommission ist verant-
wortlich für die politische Planung des 
Kantons. 
 
2 Sie bestimmt die Ziele, Mittel und 
Massnahmen ihrer Politik. 
 
3 Sie trifft die erforderlichen Vorkehrun-
gen, um die Regierungstätigkeit jeder-
zeit zu gewährleisten. 
 
4 Sie leitet und steuert die Verwaltungs-
tätigkeit und ist verantwortlich für das 
Funktionieren der Verwaltung. Sie sorgt 
für die beförderliche Erledigung der un-
ter ihrer Leitung stehenden Aufgaben. 

 KVG 
Ist politische Planung tat-
sächlich der richtige Begriff? 
Wäre alternativ politische 
Führung besser?  
 

 
Die politische Führung würde eine Rolle 
beinhalten, welche die Standeskommission 
gegenüber dem Grossen Rat und der 
Landsgemeinde nicht übernehmen könnte. 
Inhaltlich geht es um die Planung von politi-
schen Geschäften, damit für den Kanton je-
derzeit geordnete Verhältnisse gewährleis-
tet werden können. Die Entscheide über 
die Geschäfte obliegen in vielen Fällen 
nicht der Standeskommission, sondern 
dem Grossen Rat und der Landsgemeinde. 
Beschluss: belassen.  
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Art. 15 
Programm-
vereinbarun-
gen 

1 Die Standeskommission schliesst 
Programmvereinbarungen ab. 
 
2 Die Umsetzung der Programmverein-
barungen unterliegt dem üblichen Fi-
nanzrecht. 

   

Art. 16 
Kantonsüber-
schreitende 
Vereinbarun-
gen 

 
1 Soweit gesetzlich nichts anderes vor-
gesehen ist, führt die Standeskommis-
sion die Verhandlungen für interkanto-
nale Vereinbarungen, die in ihrer Er-
lasszuständigkeit oder jener des Gros-
sen Rates liegen, und für internationale 
Vereinbarungen. Sie kann die Verhand-
lungsführung delegieren.  
 
 
 
 
2 Sie informiert die sachlich zuständige 
Grossratskommission frühzeitig über 
Verhandlungen für Vereinbarungen im 
Zuständigkeitsbereich des Grossen Ra-
tes. 

KVG und HGO 
1 Soweit gesetzlich nichts anderes vor-
gesehen ist, führt die Standeskommis-
sion die Verhandlungen für interkanto-
nale Vereinbarungen, die in ihrer Er-
lasszuständigkeit oder jener des Gros-
sen Rates liegen, und für internationale 
Vereinbarungen. Sie kann die Verhand-
lungsführung delegieren und setzt dazu 
schriftlich einen Verhandlungsrahmen 
fest. 
 

 
Der Zusatz stellt sicher, dass 
bei Delegation der Verhand-
lungsführung der Wille der 
Standeskommission verbind-
lich dokumentiert ist. Ein 
schriftlicher Verhandlungs-
rahmen schafft Mandats-
treue (Ziele, Grenzen, …) 
und minimiert Mandats- und 
Reputationsrisiken. 
 
KVG 
Dies kann allenfalls auch auf 
Stufe Verordnung geregelt 
werden.  
 
 

 
In der Praxis wird für interkantonale Verein-
barungen im Regelfall nicht im Voraus ein 
schriftlicher Rahmen gesetzt. Vielmehr gel-
ten die Departementsvorstehenden für die 
Ausarbeitung solcher Vereinbarungen als 
ermächtigt. Über wichtige Meilensteine wird 
die Standeskommission informiert, sodass 
sie ihre Anliegen anbringen kann. An die-
sem Vorgehen kann kaum etwas geändert 
werden, weil Appenzell I.Rh. als einem von 
26 Kantonen in den Fachdirektorenkonfe-
renzen kaum je die Verhandlungshoheit 
obliegt.  
Beschluss: belassen. 

Art. 17 
Aufsicht 

1 Die Standeskommission nimmt die ihr 
gemäss Verfassung und Gesetz über-
tragenen Aufsichtspflichten wahr. 
 
2 Sie kann Aufsichtsbefugnisse an De-
partemente, Amtsstellen, Kommissio-
nen oder andere Organe übertragen, 
bleibt aber für die übergeordnete Auf-
sicht verantwortlich. 

   

Art. 18 
Klöster 

1 Die Standeskommission nimmt die 
Aufsicht über die Klöster wahr. 
 
2 Sie kann den Klöstern Beratung in 
weltlichen Angelegenheiten anbieten. 
 
3 Der Erwerb oder die Veräusserung 
von Grundstücken durch Klöster bedür-
fen der Genehmigung der Standeskom-
mission. 
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Art. 19 
Aufsichts-
massnahmen 

1 Die Aufsichtsbefugnis umfasst die 
Durchführung der erforderlichen Abklä-
rungen. Hierfür steht dem Aufsichtsor-
gan ein Einsichts- und Auskunftsrecht 
zu. 
 
2 Das Aufsichtsorgan kann bei festge-
stellten Mängeln Änderungen anmah-
nen und weitere gesetzlich vorgese-
hene Massnahmen ergreifen. 
 
3 Der Kanton kann in Angelegenheiten 
der Bezirke und Gemeinden eingreifen, 
wenn das Wohl des Landes oder eines 
Landesteils dies erfordert. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
KVG und HGO  
3 Der Kanton kann in Angelegenheiten 
der Bezirke und Gemeinden eingreifen, 
wenn dies zur Abwehr oder Behebung 
a) schwerwiegender Gefährdungen der 
öffentlichen Sicherheit, Ordnung oder 
Gesundheit, 
b) erheblicher Rechtsverletzungen oder 
anhaltender Pflichtverletzungen bei der 
Erfüllung gesetzlicher Aufgaben, oder 
c) einer akuten Gefährdung der finanzi-
ellen Handlungsfähigkeit 
erforderlich ist.  
 
3bis Das Eingreifen erfolgt subsidiär; 
vorab sind die Körperschaften anzuhö-
ren und eine Frist zur Selbsthilfe zu set-
zen; bei Gefahr im Verzug kann hiervon 
abgewichen werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abs. 3 und Abs. 3bis 
Die Ergänzung ersetzt den 
unbestimmten Begriff „Wohl 
des Landes“ durch konkrete 
Kriterien und bindet Eingriffe 
an Subsidiarität, Verhältnis-
mässigkeit, Anhörung und 
Selbsthilfe-Frist. Das erhöht 
Rechtsklarheit und Justizia-
bilität, schützt die kommu-
nale Autonomie vor unge-
rechtfertigten Eingriffen und 
lässt zugleich ein rasches 
Handeln bei Gefahr im Ver-
zug zu. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Bestimmung entspricht der heutigen 
Regelung von Art. 10 Abs. 3 aKV. Mit Ein-
griffen sind nicht kantonale Regelungen ge-
meint, mit denen die Freiheit der Bezirke 
und Gemeinden eingeschränkt werden. Die 
Autonomie dieser Körperschaften bestehen 
generell nur in den Grenzen des kantona-
len Rechts.  
Die Regelung bildet die Grundlage für Ein-
griffe mittels Massnahmen, wenn dies das 
Wohl des Kantons oder aber einer Region 
dies erfordert. Es geht also weniger um 
den Schutz von Polizeigütern, für welchen 
das Notrecht nach Art. 23 nKV zur Verfü-
gung steht, als um das Gesamtwohl des 
Kantons oder wesentlicher Teile des Kan-
tons. Dass das Eingreifen nicht leichtfertig 
und lediglich subsidiär gilt, ergibt sich 
schon daraus, dass ein Einschreiten des 
Kantons erforderlich sein muss. Dies wäre 
nicht der Fall, wenn die Körperschaft selbst 
Abhilfe schafft. Und auch der Anspruch auf 
rechtliches Gehör ergibt sich in solchen Si-
tuationen aus dem Verfahrensrecht.  
Da sich mit der bisherigen Regelung nie 
Probleme ergeben haben, soll an ihr fest-
gehalten werden.  
Beschluss: belassen. 

Art. 20 
Genehmi-
gung von Er-
lassen 

1 Reglemente, die in den Bezirken und 
Gemeinden durch die Stimmberechtig-
ten verabschiedet werden, unterliegen 
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der Genehmigung durch die Standes-
kommission. 
 
2 Die Reglemente sind der Standes-
kommission zeitig zur Vorprüfung zu 
unterbreiten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3 Die Standeskommission verweigert 
die Genehmigung, wenn die getroffe-
nen Regelungen gegen übergeordnetes 
Recht verstossen, nicht verständlich o-
der nicht zweckmässig 
sind oder wenn wesentliche Punkte feh-
len und erhebliche Widersprüche beste-
hen. 

 
 
KVG 
2 Die Reglemente sind der Standes-
kommission rechtzeitig vor der Be-
schlussfassung zur Vorprüfung zu un-
terbreiten. 
HGO 
2 Die Reglemente sind der Standes-
kommission rechtzeitig vor der Be-
schlussfassung der Stimmberechtigten 
zur Prüfung zu unterbreiten. 
 

 
 
 
Diese Formulierung ist etwas 
klarer.  
 
 
 
Die Formulierung ersetzt den 
unklaren Begriff „Vorprüfung“ 
durch den präzisen Zeitpunkt 
vor der Beschlussfassung 
der Stimmberechtigten und 
stellt damit eine rechtzeitige 
Rechts- und Qualitätssiche-
rung sicher. 
 
 
 

 
 
 
Eine Präzisierung kann vorgenommen wer-
den: 
2 Die Reglemente sind der Standeskommis-
sion zur Vorprüfung zu unterbreiten. Sie 
dürfen den Stimmberechtigten erst nach 
dem Vorliegen des Vorprüfungsberichts zur 
Abstimmung unterbreitet werden. 
 

4.  Kantonsverwaltung  

Art. 21 
Grundlagen 

 
1 Die Verwaltung gliedert sich in sieben 
Departemente und die Ratskanzlei. 
 
 
 
 
 
 
 
2 Sie erledigt die ihr übertragenen Auf-
gaben, unterstützt die Standeskommis-
sion und die Departementsvorstehen-
den bei der Erfüllung ihrer Aufträge und 
nimmt einen 
Dienstleistungsauftrag zugunsten der 
Öffentlichkeit wahr. 
 

HGO 
1 Die Verwaltung gliedert sich in Depar-
temente und die Ratskanzlei. 

 
Die Streichung der Zahl 
schafft Flexibilität, während 
die Festlegung durch den 
Grossen Rat (Abs. 3) die nö-
tige Steuerung und Klarheit 
sicherstellt. 

 
Die Landsgemeinde wählt gemäss Art. 31 
Abs. 2 nKV sieben Standeskommissions-
mitglieder. Nach Art. 49 Abs. 2 nKV steht 
jedes Standeskommissionsmitglied einem 
Departement vor. Wenn nun in Art. 21 
Abs. 1 SOG auf die Erwähnung der Anzahl 
der Departemente verzichtet wird, bringt 
dies keinerlei Flexibilität. 
Beschluss: belassen.  
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3 Der Grosse Rat legt die Departe-
mente fest und weist diesen sowie der 
Ratskanzlei die Hauptaufgaben zu. Die 
weiteren Festlegungen, insbesondere 
zur Organisation und zur 
Verteilung der Aufgaben, werden durch 
die Standeskommission vorgenommen. 

Art. 22 
Organisation 

1 Die Standeskommission sorgt für eine 
zweckmässige Organisation der Ver-
waltung und eine zielgerichtete Erledi-
gung der Aufgaben durch die Verwal-
tung. Sie verfolgt hierfür 
eine bedarfsgerechte, zeitgemässe und 
wirtschaftlich tragbare Personalpolitik. 
 
2 Sie kann gegenüber der Verwaltung 
jederzeit Weisungen zur Aufgabenerle-
digung oder zum Verhalten erteilen. 
 
3 Im Rahmen von Gesetzgebung und 
Vorgaben der Standeskommission sor-
gen die Departemente und die Rats-
kanzlei für eine sachgerechte interne 
Verteilung und Erledigung 
ihrer Aufgaben. 

   

Art. 23 
Personal-
recht 

1 Der Grosse Rat regelt im Rahmen der 
gesetzlichen Vorgaben das Personal-
recht. Vorbehalten sind abweichende 
gesetzliche Zuständigkeiten für ein-
zelne Betriebe und Bereiche. 
 
2 Er kann Regelungsbereiche an die 
Standeskommission oder weitere staat-
liche Organe übertragen. Die Standes-
kommission kann für einzelne Betriebe 
und Bereiche die 
Regelungsbefugnis weiterdelegieren. 
 
3 Für einzelne Betriebe und Bereiche 
kann aus sachlichen Gründen von den 
allgemeinen Personalregelungen für die 
Verwaltung abgewichen werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
HGO 
3 Für einzelne Betriebe und Bereiche 
kann aus sachlichen Gründen von den 
allgemeinen Personalregelungen für die 
Verwaltung abgewichen werden. Die 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ergänzung wahrt die Fle-
xibilität für sachlich begrün-
dete Sonderregelungen, si-
chert aber zugleich Gleich-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Gebot der Verhältnismässigkeit des 
staatlichen Handelns ergibt sich bereits aus 
Art. 5 Abs. 2 der Bundesverfassung (BV) 
und aus Art. 3 Abs. 2 nKV. Den Grundsatz 
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4 Der Grosse Rat kann das kantonale 
Personalrecht für die Bezirke und Ge-
meinden als anwendbar erklären, so-
weit diese keine eigenen Regelungen 
haben. 

Abweichungen müssen aber verhältnis-
mässig sein. 

behandlung und Verhältnis-
mässigkeit: Abweichungen 
dürfen weder unbegründete 
Besser- noch Schlechterstel-
lungen schaffen. Das erhöht 
Rechtssicherheit und verhin-
dert willkürliche Personalun-
terschiede. 

hier nochmals aufzuführen, schafft keinen 
Mehrwert.  
Beschluss: belassen.  

Art. 24 
Anstellung 

1 Die Anstellungsverhältnisse sind öf-
fentlich-rechtlicher Natur. 
 
2 Die Anstellung erfolgt mit schriftli-
chem Vertrag. 

   

Art. 25 
Datenschutz 

1 Der Kanton bearbeitet nur Personen-
daten von Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern, wenn dies für das Arbeitsver-
hältnis erforderlich ist. 
 
2 Die Behörden und zuständigen Stel-
len dürfen Personendaten an Dritte nur 
weitergeben, soweit dies den rechtli-
chen Vorgaben entspricht. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
KVG und HGO 
3 Der Kanton gewährleistet die sichere 
Aufbewahrung aller Daten und trifft 
hierfür angemessene technische und 
organisatorische Massnahmen. 
 
KVG und HGO 
4 Werden Dritte mit der Datenbearbei-
tung und Datenaufbewahrung beauf-
tragt, ist vertraglich ein gleichwertiges 
Schutzniveau sicherzustellen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dieser Absatz verankert die 
Pflicht zu angemessenen 
technischen und organisato-
rischen Massnahmen und si-
chert damit Vertraulichkeit, 
Integrität und Verfügbarkeit 
aller Daten. 
 
Dieser Absatz stellt bei Auf-
tragnehmern ein gleichwerti-
ges Schutzniveau sicher und 
schliesst Schutzlücken beim 
Outsourcing. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Staatsorganisationsgesetz wird lediglich 
eine Norm für das Bearbeiten von Mitarbei-
terdaten geschaffen. Die generellen Rege-
lungen zum Datenschutz finden sich im Da-
tenschutz-, Informations- und Archivgesetz 
(DIAG). Art. 9 Abs. 1 DIAG hält die Grund-
sätze für die Aufbewahrung von Daten fest, 
Art. 6 DIAG jene für die Übertragung. Eine 
Wiederholung dieser Grundsätze im SOG 
ist nicht zielführend. Sollte eine Ergänzung 
der Anforderungen gewünscht werden, 
müsste diese nicht im SOG, sondern im 
DIAG vorgenommen werden.  
Beschluss: belassen. 
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Art. 26 
Aus- und 
Weiterbil-
dung 

 
1 Die Verwaltung bietet Ausbildungs-
plätze an und fördert die Weiterbildung 
der Mitarbeitenden. 

KVG und HGO 
1 Die Verwaltung bietet Ausbildungs-
plätze an und fördert die Weiterbildung 
der Mitarbeitenden, sofern die Weiter-
bildung in einem unmittelbaren Zusam-
menhang mit der aktuellen Funktion 
steht oder der Vorbereitung auf künftig 
wahrzunehmende dienstliche Aufgaben 
dient. 

 
Die Präzisierung bindet Wei-
terbildungen ausdrücklich an 
die dienstliche Aufgabener-
füllung. Nützliche, funktions-
bezogene Qualifikationen 
werden gefördert. 
HGO  
Zudem werden fachfremde 
oder nicht zweckdienliche 
Ausbildungen ausgeschlos-
sen. 

 
Im Gesetz werden nur Grundsätze festge-
legt, während die Details in Ausführungser-
lassen zu regeln sind. Demgemäss enthält 
der Standeskommissionsbeschluss zur 
Personalverordnung (StKB PeV) eine 
Reihe von Ausführungsbestimmungen, die 
im Reglement des Finanzdepartements 
über die Aus- und Weiterbildung noch kon-
kretisiert werden.  
Beschluss: belassen. 

Art. 27 
Lohn 

1 Die Lohnfestlegung beruht auf der 
Zuordnung der Stellen zu Funktionsstu-
fen und der Berücksichtigung individu-
eller sowie äusserer Bedingungen wie 
Ausbildung, Erfahrung oder Markt. 
 
2 Für die Lohnentwicklung sind neben 
Änderungen der Verhältnisse insbeson-
dere die gezeigten Leistungen und das 
Verhalten massgeblich. 
 
3 Für bestimmte Bereiche oder Funktio-
nen können abweichende Festlegun-
gen getroffen werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
KVG und HGO 
3 Für bestimmte Bereiche oder Funktio-
nen können abweichende Festlegun-
gen getroffen werden. Die Abweichun-
gen müssen aber verhältnismässig 
sein. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ergänzung wahrt die Fle-
xibilität für abweichende 
Festlegungen, sichert aber 
zugleich Gleichbehandlung 
und Verhältnismässigkeit: 
Abweichungen dürfen weder 
unbegründete Besser- noch 
Schlechterstellungen schaf-
fen. Das erhöht Rechtssi-
cherheit und verhindert will-
kürliche Lohnunterschiede. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Bemerkung zu Art. 23 Abs. 3. 
Beschluss: belassen. 

Art. 28 
Versiche-
rungskasse 

1 Der Kanton führt zur beruflichen Vor-
sorge der Mitarbeitenden der Verwal-
tung eine Versicherungskasse. 
 
2 Die Versicherungskasse ist eine selb-
ständige Anstalt des kantonalen öffent-
lichen Rechts. 
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3 Der Grosse Rat regelt für die Versi-
cherungskasse die organisatorischen 
Grundlagen und die Finanzierung. Er 
kann den Anschluss weiterer Arbeitge-
ber regeln. 

5.  Bezirke und Gemeinden  

Art. 29 
Aufgaben Be-
zirke 

1 Soweit nicht eine anderweitige Aufga-
benbesorgung oder eine gemeinsame 
Erledigung besteht oder vorgesehen ist, 
sind die Bezirke insbesondere für fol-
gende Aufgaben 
verantwortlich: 
a)  örtliche Zonenplanung, 
b)  örtliches Strassennetz, einschliess-
lich Flurstrassen, 
c)  Wanderwege, 
d)  Velowege, 
e)  Feuerschutz, 
f)  Wasserversorgung, 
g)  Bestattungswesen, 
h)  Gastgewerbewesen, 
i)  Mitwirkung bei Tierseuchenbekämp-
fung, 
j)  Mitwirkung Naturschutz, 
k)  Mitwirkung Hundewesen, 
l)  ergänzende Bereitstellung eines an-
gemessenen örtlichen Freizeitange-
bots. 
 
2 Im Weiteren nehmen die Bezirke und 
Gemeinden die ihnen gesetzlich oder 
reglementarisch zugewiesenen Aufga-
ben wahr. 
 
3 Sie können im Rahmen des kantona-
len Rechts weitere örtliche Aufgaben 
übernehmen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
HGO 
l) ergänzende Bereitstellung eines ange-
messenen, regional vorhandenen Frei-
zeitangebots 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Formulierung trägt den 
Bedürfnissen des äusseren 
Landesteils Rechnung: Be-
reitstellung angemessener 
Angebote im regionalen Kon-
text (auch ausserkantonal). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Bereitstellung eines Freizeitangebots 
im Ort ist nur erforderlich, wenn dafür ein 
Bedarf besteht. Gibt es in gut erreichbarer 
Distanz zum Ort bereits ein genügendes 
Angebot, muss nichts unternommen wer-
den. Dies gilt im Übrigen nicht nur für 
Oberegg, sondern auch für den inneren 
Landesteil.  
Beschluss: belassen. 

Art. 30 
Aufgaben 
Schul- und 
Kirchgemein-
den 

1 Die Schul- und Kirchgemeinden neh-
men die ihnen gesetzlich zugewiesenen 
Aufgaben wahr. 
 
2 Sie können weitere Aufgaben in ih-
rem Wirkungsbereich übernehmen. 
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Art. 31 
Aufgaben 
Feuerschau-
gemeinde 

1 Die Feuerschaugemeinde Appenzell 
nimmt Aufgaben in folgenden Berei-
chen wahr: 
a) Ortsplanung und Bauwesen; 
b) Feuerschutzwesen; 
c) Wasser- und Energieversorgung. 
 
2 Sie führt eine Stützpunktfeuerwehr 
und kann für die Wasser- und Energie-
versorgung eigene Werke unterhalten. 
 
3 Sie kann weitere Aufgaben in ihrem 
Wirkungsbereich übernehmen. 

   

Art. 32 
Reglemente 

1 Die Bezirke und Gemeinden geben 
sich Reglemente, die von den Stimm-
berechtigten zu erlassen sind. 
 
2 Die Reglemente enthalten, unter Vor-
behalt weiterer gesetzlicher Vorgaben, 
die notwendigen Regelungen: 
a)  zur Organisation, 
b)  über die Rechte der Stimmbürgerin-
nen und -bürger sowie die Form der 
Mitwirkung in politischen Entscheiden, 
c)  über die Zuständigkeiten, Rechte 
und Pflichten der Behörden und der üb-
rigen Organe, 
d)  über wesentliche Aufgaben, soweit 
diese nicht bereits im übergeordneten 
Recht geregelt sind. 
 
3 Enthalten die Reglemente die Mög-
lichkeit für kommunale Referenden, Ini-
tiativen oder verbindliche Anträge, sind 
die Grundlagen für die Einreichung, das 
Verfahren und die 
Behandlung zu regeln. 
 
4 Die Bezirke und Gemeinden geben 
sich Budgets und führen eine Rech-
nung. 
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Art. 33 
Vereinbarun-
gen 

1 Bezirke und Gemeinden können in ih-
ren Zuständigkeitsbereichen unterei-
nander Vereinbarungen zur gegenseiti-
gen Übertragung von Vollzugsaufgaben 
abschliessen. 
 
2 Sie können in diesen Bereichen inter-
kantonale Vereinbarungen abschlies-
sen, welche der Genehmigung durch 
die Standeskommission bedürfen. Die 
Aufnahme von Verhandlungen ist der 
Standeskommission zu melden. Diese 
kann die Verhandlungsführung über-
nehmen. 
 
 
3 Enthalten Vereinbarungen Bestim-
mungen, die im Widerspruch zu Be-
zirks- oder Gemeindereglementen ste-
hen, oder enthalten sie neue organisa-
torische Festlegungen oder 
generelle Pflichten und Rechte von er-
heblicher Bedeutung, sind die Regle-
mente entsprechend anzupassen. 
 
4 Weitergehende Zuständigkeitsrege-
lungen gemäss Gesetzgebung bleiben 
vorbehalten. 

 
 
 
 
 
KVG und HGO 
2 Sie können in diesen Bereichen inter-
kantonale Vereinbarungen abschlies-
sen, welche der Genehmigung durch 
die Standeskommission bedürfen. 
Diese kann die Verhandlungsführung 
übernehmen. 
 

 
 
 
 
 
 
In der Praxis gehen formel-
len Verhandlungen häufig 
Sondierungsgespräche vo-
raus; die Abgrenzung zwi-
schen Sondierung und Ver-
handlung ist fliessend. Des-
halb sollte auf die Melde-
pflicht verzichtet werden, da 
auch so die Genehmigungs-
hoheit vollständig bei der 
Standeskommission ver-
bleibt. 

 
 
 
 
 
 
Die Standeskommission muss möglichst 
frühzeitig wissen, wenn Verhandlungen 
über neue Vereinbarungen, die sie am 
Ende genehmigen muss, aufgenommen 
werden. Damit erhält sie die Möglichkeit, 
sich im Prozess der Erarbeitung informie-
ren zu lassen und bei Bedarf einzugreifen.  
Solange es sich um kantonale Vereinba-
rungen handelt, ist im Normalfall die Stan-
deskommission oder wenigstens das ver-
antwortliche Standeskommissionsmitglied 
über die Verhandlungen informiert. Anders 
kann es aussehen, wenn ein Bezirk oder 
eine Gemeinde grenzüberschreitende Ver-
einbarungen aufnehmen. Für diese Fälle 
empfiehlt sich eine Meldepflicht. Diese 
kann auch über das fachverantwortliche 
Standeskommissionsmitglied wahrgenom-
men werden.  
Beschluss: belassen. 

Art. 34 
Zweckver-
bände 

1 Die Bezirke und Gemeinden können 
zur gemeinsamen Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben Zweckverbände schaffen o-
der sich solchen anschliessen. 
 
2 Zweckverbände bedürfen der Geneh-
migung durch die Standeskommission. 
 
3 Sie werden mit der Genehmigung zu 
juristischen Personen des kantonalen 
öffentlichen Rechts. Im Falle von inter-
kantonalen Zweckverbänden gilt dies 
nur für solche mit Sitz 
im Kanton. 
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6.  Korporationen 

Art. 35 
Organisatori-
sche Festle-
gungen 

1 Der Bestand der bestehenden und 
gemäss den gesetzlichen Vorgaben 
entstehenden Korporationen mit öffent-
lichen Wohlfahrtszwecken, wie Holz-, 
Gemeinmerks-, Mendle-, 
Forren- und Riedkorporationen oder 
Elektrizitäts- und Wasserkorporationen, 
ist gewährleistet. 
 
2 Neue Korporationen können vom 
Grossen Rat zu Körperschaften des öf-
fentlichen Rechts erklärt werden. 
 
3 Die Korporationen geben sich Statu-
ten, mit denen die Organisation, die Zu-
ständigkeiten, die Bedingungen für die 
Zugehörigkeit sowie die Rechte und 
Pflichten der 
Genossinnen und Genossen geregelt 
werden. Die Statuten werden durch die 
Korporationsversammlungen erlassen 
und unterliegen der Genehmigung des 
Grossen Rates. 
 
4 Der Kanton führt die Aufsicht über die 
Korporationen. Über die üblichen Auf-
sichtsbefugnisse hinaus kann er die 
Verteilung von Nutzungsgütern regeln 
oder einzelfallweise verhindern. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
KVG und HGO 
4 Der Kanton führt die Aufsicht über die 
Korporationen. Über die üblichen Auf-
sichtsbefugnisse hinaus kann die Stan-
deskommission die Verteilung von Nut-
zungsgütern regeln oder einzelfallweise 
verhindern. 
 
KVG und HGO 
4bis Vor einer Anordnung oder Unter-
sagung sind die betroffenen Korporatio-
nen anzuhören; der Entscheid ist 
schriftlich zu begründen, verhältnismäs-
sig und befristet auszugestalten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Kompetenz wird klar bei 
der Standeskommission ge-
bündelt und damit demokra-
tisch legitimiert; die Verwal-
tung erhält keine eigenstän-
dige Eingriffsbefugnis. 
 
4bis verankert rechtsstaatli-
che Sicherungen. Trotzdem 
bleibt die Standeskommis-
sion handlungsfähig. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es geht nicht nur um die Kompetenz der 
Standeskommission, sondern insbeson-
dere auch um jene des Grossen Rates. 
Dieser hat beispielsweise schon heute ge-
stützt auf die inhaltlich gleichlautende Be-
stimmung von Art. 10 Abs. 4 aKV einen Be-
schluss über die Beschränkung der Taxen 
für den Einkauf in Korporationen erlassen.  
Handelt es sich um Einzelmassnahmen, er-
geben sich die Pflicht zur Anhörung und 
zur Begründung bereits aus dem anwend-
baren Verfahrensrecht. Beim Erlass gene-
reller Regelungen spielt das Vernehmlas-
sungsrecht nach Art. 26 nKV und Art. 49 ff. 
SOG. Eine zusätzliche Regelung in Art. 35 
ist nicht notwendig. 
Beschluss: belassen. 
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Art. 36 
Änderung der 
Korporations-
form 

 
1 Korporationen mit gleichen Aufgaben 
können fusionieren. Sie erstellen hierfür 
eine entsprechende Vereinbarung und 
neue Statuten, die in jeder Korporation 
einer Zweidrittelmehrheit der Korporati-
onsmitglieder und der anschliessenden 
Genehmigung durch den Grossen Rat 
bedürfen. 
 
2 Korporationen mit gleichen Aufgaben 
können sich zu Zweckverbänden zu-
sammenschliessen. Der Beschluss be-
darf einer Zweidrittelmehrheit der Kor-
porationsmitglieder und 
der Genehmigung des Grossen Rates. 
Die gesetzlichen Regelungen zu 
Zweckverbänden für die Bezirke und 
Gemeinden gelten sinngemäss. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3 Der Zusammenschluss zu kantons-
übergreifenden Zweckverbänden und 
Korporationen oder ein Anschluss an 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
HGO 
2bis: Wird in zwei ordnungsgemäss ein-
berufenen Korporationsversammlungen 
innert Absatz 2bis entschärft mögliche 
Blockaden infolge des Zweidrittelerfor-
dernisses, ohne die Seite 17 von 35 3 
Der Zusammenschluss zu kantonsüber-
greifenden Zweckverbänden und Kor-
porationen oder ein Anschluss an sol-
che setzt voraus, dass die zuständigen 
Organe der beteiligten Kantone eine 
Vereinbarung über das anwendbare 
Recht, die Aufsicht und den Rechts-
schutz abgeschlossen haben. zwölf 
Monaten die erforderliche Zweidrittel-
mehrheit der Korporationsmitglieder 
nicht erreicht, genügt für weitere Be-
schlussfassungen über dieselbe, inhalt-
lich unveränderte Vorlage die absolute 
Mehrheit der Korporationsmitglieder. 

KVG 
Praktikabilität einer Zweidrit-
telmehrheit ist zu prüfen. 
Sind Zweidrittelmehrheiten 
aller Korporationsmitglieder 
tatsächlich realistisch? 
 
KVG 
Praktikabilität einer Zweidrit-
telmehrheit ist zu prüfen. 
Sind Zweidrittelmehrheiten 
aller Korporationsmitglieder 
tatsächlich realistisch? 
 
 
 
 
 
 
 
Absatz 2bis entschärft mögli-
che Blockaden infolge des 
Zweidrittelerfordernisses, 
ohne die demokratische Le-
gitimation zu schwächen. 
Eine Reduktion auf das ab-
solute Mehr aller Mitglieder 
ist erst zulässig, wenn in 
zwei ordnungsgemäss ein-
berufenen, fristnahen Ver-
sammlungen innert zwölf 
Monaten die Zweidrittelmehr-
heit nicht erreicht wurde. Die 
Beschränkung auf dieselbe, 
inhaltlich unveränderte Vor-
lage sowie das Erfordernis 
der Mehrheit aller Mitglieder 
gewährleisten eine ausrei-
chende und transparente 
Willensbildung. 
 
 
 

 
Das Erfordernis der Zweidrittelmehrheit 
lässt sich nicht in allen Fällen durchsetzen. 
Es wird eine neue Lösung vorgeschlagen. 
Siehe dazu die Bemerkungen im allgemei-
nen Vernehmlassungsbericht. 
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solche setzt voraus, dass die zuständi-
gen Organe der beteiligten Kantone 
eine Vereinbarung über das anwend-
bare Recht, die Aufsicht und den 
Rechtsschutz abgeschlossen haben. 

Art. 37 
Aufhebung 
von Korpora-
tionen 

1 Korporationen können mit einer Zwei-
drittelmehrheit der Korporationsmitglie-
der ihre Aufhebung beschliessen, wenn 
für die Weiterführung der Aufgaben 
eine tragfähige Nachfolgelösung mit ei-
nem oder mehreren Bezirken besteht. 
Das Vermögen der Korporation geht mit 
der Aufgabe mit. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2 Ist die Aufgabe der Korporation hinfäl-
lig geworden und sind Fusionen, 
Zweckverbände oder eine Weiterfüh-
rung der Aufgaben durch Bezirke nicht 
möglich, kann 
ausnahmsweise eine Aufhebung der 
Korporation unter Veräusserung des 
Korporationsguts beschlossen werden. 
Das Vermögen samt Ertrag aus der 

 
 
 
 
 
 
 
 
HGO 
1bis Wird in zwei ordnungsgemäss ein-
berufenen Korporationsversammlungen 
innert zwölf Monaten die erforderliche 
Zweidrittelmehrheit der Korporations-
mitglieder nicht erreicht, genügt für wei-
tere Beschlussfassungen über die-
selbe, inhaltlich unveränderte Vorlage 
die absolute Mehrheit der Korporations-
mitglieder. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Absatz 1bis entschärft mögli-
che Blockaden infolge des 
Zweidrittelerfordernisses, 
ohne die demokratische Le-
gitimation zu schwächen. 
Eine Reduktion auf das ab-
solute Mehr aller Mitglieder 
ist erst zulässig, wenn in 
zwei ordnungsgemäss ein-
berufenen, fristnahen Ver-
sammlungen innert zwölf 
Monaten die Zweidrittelmehr-
heit nicht erreicht wurde. Die 
Beschränkung auf dieselbe, 
inhaltlich unveränderte Vor-
lage sowie das Erfordernis 
der Mehrheit aller Mitglieder 
gewährleisten eine ausrei-
chende und transparente 
Willensbildung. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Bemerkungen im allgemeinen Ver-
nehmlassungsbericht und den dortigen 
Vorschlag zur Neuregelung. 
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Veräusserung gehen an 
die öffentliche Hand. Es ist für einen 
möglichst ähnlichen Zweck zu verwen-
den. 
 
3 Der Beschluss der Korporation über 
die Aufhebung und die Vereinbarung 
über eine Nachfolgelösung oder der 
Beschluss für eine Veräusserung be-
dürfen der Genehmigung 
des Grossen Rates. Die Genehmigung 
kann insbesondere dann verweigert 
werden, wenn die Beschlüsse oder Ver-
einbarungen nicht den gesetzlichen 
Vorgaben entsprechen, 
wenn ein Zweckverband oder eine Fu-
sion sinnvoll und möglich erscheinen o-
der wenn eine Vereinbarung oder eine 
vorgesehene Vermögensregelung nicht 
sachgerecht sind. 
 
4 Kann sich eine Korporation nicht 
mehr selbst verwalten oder ihre Aufga-
ben nicht mehr ordnungsgemäss erfül-
len, kann die Standeskommission das 
Erforderliche für eine 
Sanierung anordnen. Sie kann eine 
Verwaltung einsetzen und das Erforder-
liche zur Weiterführung der Aufgaben, 
für eine Übertragung der Aufgaben, 
eine Fusion oder einen 
Zweckverband festlegen. Sie kann die 
Aufgaben einem oder mehreren Bezir-
ken zuweisen. Als letzte Möglichkeit 
kann die Standeskommission die Auf-
hebung der Korporation 
unter Veräusserung des Korporations-
guts beschliessen. Vorbehalten bleiben 
die erforderlichen Genehmigungen von 
Beschlüssen und Vereinbarungen 
durch den Grossen Rat. 
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7.  Finanzen 

Art. 38 
Finanzhaus-
halt 

1 Die Haushaltsführung des Kantons 
richtet sich nach den Grundsätzen der 
Gesetzmässigkeit, des Haushalts-
gleichgewichts, der Sparsamkeit, der 
Dringlichkeit, der 
Wirtschafttlichkeit, des Verursacherprin-
zips, der Vorteilsabgeltung, des Verbots 
der Zweckbindung von Hauptsteuern 
und der Wirkungsorientierung. 
 
2 Die Grundsätze gelten für die Bezirke 
und Gemeinden sinngemäss. 
 
3 Der Grosse Rat regelt das Weitere für 
den Finanzhaushalt, insbesondere die 
Aufsicht über die kantonalen Finanzen 
und die Revision. 

 
 
 
 
 
Wirtschaftlichkeit, 

  
 
 
 
 
Wird korrigiert. 

Art. 39 
Rechnungsle-
gung 

1 Die Rechnungslegung des Kantons 
beruht auf den Grundsätzen der Brutto-
darstellung, Periodengerechtigkeit, 
Fortführung, Wesentlichkeit, Verständ-
lichkeit, Zuverlässigkeit, 
Vergleichbarkeit und Stetigkeit. 
 
2 Der Kanton führt ein Budget und für 
die dem Budgetjahr folgenden Jahre ei-
nen Finanzplan. 
 
3 Die Standeskommission regelt für die 
Rechnungslegung des Kantons das Nä-
here. 
 
4 Der Grosse Rat kann Vorgaben über 
die Rechnungslegung der Bezirke und 
Gemeinden erlassen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
KVG 
Absatz vier sollte ersatzlos gestrichen 
werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bezirks- und Gemeindeauto-
nomie soll erhalten bleiben. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es ist nicht vorgesehen, die komplexe Re-
gelung für das harmonisierte Rechnungsle-
gungsmodell auf die Bezirke und Gemein-
den auszudehnen. Dies wäre nicht sachge-
recht. Führt aber die fragliche Körperschaft 
keine genügend transparente und über-
sichtliche Buchhaltung, kann sich zum 
Schutz der Vermögenswerte und zur bes-
seren Nachvollziehbarkeit der Erlass von 
ein paar wenigen Regelungen aufdrängen. 
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Dies sollte der Grosse Rat, in welchem die 
Bezirke und Gemeinden traditionell gut ver-
treten sind, machen können.  
Beschluss: belassen. 

Art. 40 
Schulden-
bremse 

1 Die Erfolgsrechnung und die Finan-
zierungsrechnung des Kantons sind 
langfristig mindestens ausgeglichen zu 
halten. 
 
2 Allfällige Schulden müssen für den 
Staatshaushalt tragbar sein. Soweit sie 
die vom Grossen Rat festgelegten 
Grenzwerte zur Tragbarkeit verletzen, 
sind die Schulden zu beseitigen. 
 
3 Der Grosse Rat legt als Grenzwerte 
zur Tragbarkeit einen unteren Grenz-
wert für den Bilanzüberschuss in der 
Erfolgsrechnung im Rahmen von Fr. 65 
Mio. bis Fr. 75 Mio. und 
einen oberen Grenzwert für die Netto-
schulden in der Finanzierungsrechnung 
im Rahmen von Fr. 25 Mio. bis Fr. 35 
Mio. fest. 
 
4 Er kann in ausserordentlichen Situati-
onen vorübergehend von den Grenz-
werten abweichen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
KVG 
4 Er kann in ausserordentlichen Situati-
onen mit einer Zweidrittelmehrheit vo-
rübergehend von den Grenzwerten ab-
weichen.  
 
HGO 
4 Er kann in ausserordentlichen Situati-
onen vorübergehend von den Grenz-
werten abweichen. Diese Regelung gilt 
nur für die Dauer der ausserordentli-
chen Situation. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
KVG 
Zweidrittelmehrheit beweist 
die ausserordentliche Situa-
tion. 
 
 
 
Die Ergänzung befristet die 
Abweichung von den Grenz-
werten ausdrücklich auf die 
Dauer der ausserordentli-
chen Situation. So bleibt die 
Handlungsfähigkeit in Krisen 
gewahrt, ohne die Schulden-
bremse zu unterlaufen. Nach 
dem Wegfall der Ausnahme-
lage gilt automatisch wieder 
der Regelrahmen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Zweidrittelmehrheit erscheint ange-
sichts der Bedeutung einer Abweichung 
von gesetzlich festgelegten Grenzwerten 
vernünftig. 
Beschluss: übernehmen. 
 
Eine Beschränkung auf die Zeit der ausser-
ordentlichen Situation ist nicht zielführend. 
Sind die Schulden wegen der Grenzaufhe-
bung deutlich angestiegen, könnte es für 
das Gesamtsystem schädlich sein, wenn 
nach dem Wegfall mit einem Schlag eine 
Kompensation vorgenommen würde. Aber 
der Grosse Rat sollte einen verbindlichen 
Zeitplan für die Kompensation festlegen. 
Dieser Auftrag ist in der Verordnung zu ver-
ankern. Im Gesetz muss diesbezüglich 
nichts geändert werden. 
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Beschluss: belassen.  

Art. 41 
Ausgaben 
der öffentli-
chen Hand 

1 Ausgaben der öffentlichen Hand gel-
ten als gebunden, wenn sie gesetzlich 
vorgesehen sind und bezüglich Not-
wendigkeit, Umfang oder anderer we-
sentlicher Umstände keine 
erhebliche Handlungsfreiheit besteht. 
 
2 Als gebunden gelten namentlich Aus-
gaben, 
a)  welche dem Erhalt eines Objekts 
dienen, das für die Erfüllung eines ge-
setzlichen Auftrags notwendig ist, es 
sei denn, die Ausgaben sind mit einer 
erheblichen Veränderung 
des Zwecks oder der Kapazitäten des 
Objekts verbunden; 
b)  welche dem Ersatz solcher Objekte 
dienen, einschliesslich der notwendigen 
Anpassung an neue technische Erfor-
dernisse und zeitgemässe Ansprüche. 
 
3 Ausgaben, die nicht gebunden sind, 
gelten als freie Ausgaben. 
 
4 Ausgaben gelten als wiederkehrend, 
wenn sie während mindestens vier Jah-
ren regelmässig anfallen. 

   
 

Art. 42 
Ausgaben-
höhe 

1 Die Ausgabenhöhe wird nach dem 
Nettoprinzip festgelegt. 
 
2 Ausgaben, die sachlich und zeitlich 
zusammenhängen oder sich gegensei-
tig bedingen, sind für die Bestimmung 
der Ausgabenhöhe einheitlich zu be-
rücksichtigen. 

   

Art. 43 
Verpflich-
tungskredit 

1 Verpflichtungskredite können als Ob-
jekt- oder Rahmenkredit beschlossen 
werden. 
 
2 Der Objektkredit ermächtigt dazu, für 
ein Einzelvorhaben bis zum bewilligten 
Betrag Verpflichtungen einzugehen. 
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3 Der Rahmenkredit ermächtigt dazu, 
für mehrere in einem Programm zu-
sammengefasste Einzelvorhaben oder 
Einzelschritte bis zum bewilligten Be-
trag Verpflichtungen einzugehen. 
 
4 Erweist sich ein Verpflichtungskredit 
als unzureichend, ist umgehend ein Be-
schluss für einen Zusatzkredit einzuho-
len. 

Art. 44 
Kreditbe-
schluss 

1 Kreditbeschlüsse können mit einer 
Ermächtigung für unvorhergesehene 
Ausgaben und mit einer Teuerungs-
klausel verbunden werden. 

   

Art. 45 
Gebühren 

1 Abgesehen von Gebühren geringer 
Höhe setzt die Erhebung von Abgaben 
voraus, dass der Gegenstand, die 
Grundsätze der Bemessung und der 
Kreis der Abgabepflichtigen 
gesetzlich festgelegt sind. 
 
2 Gebühren werden erhoben 
a)  für amtliche Verrichtungen und 
Dienstleistungen, insbesondere für Be-
willigungen, Genehmigungen, andere 
Verfügungen, Kontrollen und Bescheini-
gungen; 
b)  für die Benützung öffentlicher Sa-
chen oder Einrichtungen; 
c)  in anderen Fällen, wenn die Erhe-
bung durch einen Erlass vorgesehen 
ist. 
 
3 Gebühren entrichtet, wer eine amtli-
che Verrichtung veranlasst oder verur-
sacht hat, eine öffentliche Sache oder 
Einrichtung benützt oder in einem Er-
lass als gebührenpflichtig 
bezeichnet wird. 
 
4 Wo nicht Gesetze die Gebühren re-
geln, ist der Grosse Rat zuständig für 
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die Gebührenerhebung durch die kan-
tonale Verwaltung. Er kann hierfür Rah-
men festlegen und die Tarifierung der 
Standeskommission übertragen. 

Art. 46 
Staatshaf-
tung 

1 Als Organe und Angestellte im Sinne 
des Staatshaftungsrechts gelten alle, 
die als Behörden, Kommissionen, Mit-
glieder dieser Gremien, Angestellte o-
der Beauftragte eine amtliche Tätigkeit 
für den Kanton, die Bezirke und Ge-
meinden wahrnehmen. 
 
2 Schädigen Organe oder Angestellte 
in Ausübung ihrer amtlichen Tätigkeit 
das eigenen Gemeinwesen vorsätzlich 
oder grobfahrlässig, haften sie gegen-
über diesem nach den Bestimmungen 
des Obligationenrechts über die Haf-
tung aus unerlaubter Handlung. 
 
3 Geschädigten Dritten steht gegen-
über Organen und Angestellten kein 
unmittelbarer Haftungsanspruch zu. 
 
4 Ansprüche Dritter aus der Staatshaf-
tung sind öffentlich-rechtliche Entschä-
digungsansprüche. 

   

Art. 47 
Ergänzende 
Regelung 

1 Die Staatshaftung gilt nicht für selb-
ständige Anstalten. 
 
2 Keine amtliche Tätigkeit liegt vor, 
wenn die Verrichtung gewerblicher Na-
tur ist. 
 
3 Soweit das kantonale Recht keine 
Reglung enthält, wird für die Staatshaf-
tung ergänzend das Obligationenrecht 
über die Haftung aus unerlaubter Hand-
lung angewandt. 
 
4 Gesetzliche Spezialregelungen oder 
bundesrechtliche Regelungen zur 

   



AI 012.22-191.1-1366049  27-39 

Staatshaftung gehen den Haftungsbe-
stimmungen gemäss diesem Gesetz 
vor. 

8.  Rechtsetzung  

Art. 48 
Zuständigkeit 
und Inkrafts-
etzung 

1 Zuständig für die Rechtsetzung sind 
die durch die Kantonsverfassung, die 
kantonale Gesetzgebung, das Bundes-
recht oder interkantonale Vereinbarun-
gen dafür vorgesehenen 
Organe. 
 
2 Das für die Rechtsetzung zuständige 
Organ kann die Rechtsetzung für unter-
geordnete oder interne Regelungen 
weiterdelegieren, sofern im ordentli-
chen Recht Gegenstand, 
Zweck und Ausmass der delegierten 
Rechtsetzungsbefugnis festgelegt sind. 
 
3 In besonderen Fällen darf  
ausnahmsweise eine rückwirkende In-
kraftsetzung vorgenommen werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
KVG und HGO  
3 In besonderen Fällen kann aus-
nahmsweise eine rückwirkende Inkraft-
setzung erfolgen, wenn überwiegende 
öffentliche Interessen dies erfordern 
und die Rückwirkung zeitlich eng be-
grenzt ist.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Formulierung erlaubt 
Ausnahmen nur bei überwie-
gendem öffentlichem Inte-
resse und eng begrenzter 
Dauer. Damit werden Härte-
fälle auf ein Minimum redu-
ziert, ohne eine notwendige 
Rückwirkung zu verunmögli-
chen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In der Wissenschaft wird zwischen echten 
und unechten Rückwirkungen unterschie-
den. Eine unechte Rückwirkung knüpft an 
einen Sachverhalt an, welcher bereits be-
gonnen, aber zum Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens noch nicht abgeschlossen ist. Solche 
Rückwirkungen sind unter Vorbehalt der 
Verhältnismässigkeit im Einzelfall möglich.  
Bei echten Rückwirkungen, bei denen ein 
Sachverhalt zum Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens der neuen Regelung bereits abge-
schlossen ist, gelten gemäss ständiger 
Rechtsprechung des Bundesgerichts en-
gere Grenzen: sie dürfen nur vorgenom-
men werden, wenn die Rückwirkung aus-
drücklich in einem Gesetz vorgesehen ist 
oder sich daraus klar ergibt, in einem ver-
nünftigen Rahmen zeitlich limitiert ist, nicht 
zu stossenden Ungleichheiten führt, einem 
schutzwürdigen öffentlichen Interesse dient 
und wohlerworbene Rechte respektiert 
(BGE 138 I 193). Die Rechtsprechung gilt 
auch für die Regelung nach Art. 48 Abs. 3 
SOG.  
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Angesichts dieser Sachlage erscheint eine 
Ergänzung, die wiederum nur einen Teil 
der Voraussetzungen enthält, nicht zweck-
mässig.  
Beschluss: belassen. 

Art. 49 
Vernehmlas-
sungsverfah-
ren 

 
1 Als wesentliche  Gesetzgebungsvor-
haben, die einem öffentlichen Ver-
nehmlassungsverfahren unterzogen 
werden, gelten der Erlass von Regelun-
gen und Änderungen daran, 
wenn sie erhebliche Aussenwirkungen 
haben. 
 
2 Haben Vorhaben lediglich Auswirkun-
gen auf bestimmte Kreise, kann die Ve-
nehmlassung auf diese beschränkt wer-
den. 
 
3 Auf ein Vernehmlassungsverfahren 
kann verzichtet werden, wenn es um 
formelle Bereinigungen geht oder wenn 
materielle Änderungen höchstens ge-
ringfügige Aussenwirkungen haben. 
 
4 In dringlichen Fällen kann vom übli-
chen Vernehmlassungsverfahren abge-
wichen werden oder auf eine Vernehm-
lassung verzichtet werden. Im Falle ei-
nes Verzichts ist die 
Möglichkeit eines Einbezugs in anderer 
Form zu prüfen. 

KVG und HGO 
1 Als wesentliche Gesetzgebungsvor-
haben gelten der Erlass und die Ände-
rung von Erlassen, sofern sie erhebli-
che Aussenwirkungen entfalten und ei-
ner öffentlichen Vernehmlassung unter-
zogen werden. 
 
 
 
Vernehmlassung 

 
Der Artikel ist in der ange-
passten Form etwas ver-
ständlicher. 

 
Mit der Bestimmung geht es darum, die 
Gesetzgebungsvorhaben festzulegen, die 
einer Vernehmlassung unterzogen werden 
müssen. Es erscheint daher nicht sinnvoll, 
den Umstand der öffentlichen Vernehmlas-
sung als Voraussetzung festzulegen.  
Beschluss: belassen. 
 
 
Wird korrigiert. 

Art. 50 
Vernehmlas-
sungen des 
Kantons 

1 Öffentliche Vernehmlassungsge-
schäfte des Kantons werden der Öffent-
lichkeit elektronisch zur Verfügung ge-
stellt. 
 
2 Jedermann ist berechtigt, in öffentli-
chen Vernehmlassungsverfahren eine 
Stellungnahme einzugeben. Eingeladen 
zu einer Stellungnahme werden übli-
cherweise: 
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a) aktive politische Verbände und Par-
teien mit Sitz im Kanton; 
b) betroffene Körperschaften; 
c) in besonderer Weise betroffene wei-
tere Kreise. 
 
3 Im Regelfall wird für Stellungnahmen 
eine Frist von einem bis zwei Monaten 
gewährt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4 Über die Ergebnisse von schriftlichen 
Vernehmlassungsverfahren wird übli-
cherweise ein Bericht erstellt, welcher 
im Regelfall dem gleichen Kreis wie die 
Vorlage zur Verfügung gestellt wird. 

 
 
 
 
 
KVG und HGO 
3 Im Regelfall wird für Stellungnahmen 
eine Frist von ein bis zwei Monaten ge-
währt; Schulferien und vergleichbare 
terminspezifische Einschränkungen 
sind angemessen zu berücksichtigen; 
bei besonderen Umständen ist die Frist 
zu verlängern. 
 
 
 
 
 
 
KVG und HGO 
4 Über die Ergebnisse von schriftlichen 
Vernehmlassungsverfahren wird ein 
Bericht erstellt, der allen Teilnehmen-
den sowie den Eingeladenen zur Verfü-
gung gestellt wird. 

 
 
 
 
 
 
Die Regelung gewährleistet 
eine faire, praktikable Anhö-
rung. Sie berücksichtigt vor-
hersehbare Terminhinder-
nisse und ermöglicht bei be-
sonderen Umständen eine 
verlängerbare Frist. Dadurch 
steigen Qualität und Voll-
ständigkeit der Stellungnah-
men. 
 
 
 
 
Ein verpflichtender Auswer-
tungsbericht für jedes Ver-
nehmlassungsverfahren und 
dessen Abgabe an alle Teil-
nehmenden sowie alle Ein-
geladenen wäre wünschens-
wert. 

 
 
 
 
 
 
Die Standeskommission hat den Rege-
lungsvorschlag bewusst flexibel gefasst. So 
kann die Komplexität einer Vorlage ange-
messen berücksichtigt werden, aber auch 
äussere Umstände wie die Lage von Schul-
ferien in der Vernehmlassungsfrist lassen 
sich einbeziehen. Die Standeskommission 
hat auf diese Verhältnisse schon bisher 
Rücksicht genommen. In Anbetracht des 
Grundsatzes, Gesetze möglichst schlank 
zu halten und nur zu regeln, was nötig ist, 
wird auf eine Ergänzung verzichtet.  
Beschluss: belassen. 
 
Eine Einschränkung auf den Kreis der Ein-
geladenen ist tatsächlich nicht zweckmäs-
sig. Aber auch eine Zusendung an einen 
bestimmten erweiterten Kreis ist nicht ziel-
führend. Die Berichte sollen, so wie schon 
bisher, in der Regel via Internet öffentlich 
gemacht werden. 
Änderungsvorschlag:  
4 Über die Ergebnisse von schriftlichen Ver-
nehmlassungsverfahren wird üblicherweise 
ein Bericht erstellt, welcher im Regelfall öf-
fentlich zur Verfügung gestellt wird. 

Art. 51 
Vernehmlas-
sungen der 
übrigen Kör-
perschaften 

1 Die Bezirke, Schul- und Kirchgemein-
den sowie die Feuerschaugemeinde 
entscheiden im Rahmen von Verfas-
sung und Gesetz, in welchen Fällen 
und in welcher Weise sie 
Vernehmlassungsverfahren durchfüh-
ren. 
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9.  Notrecht 

Art. 52 
Notmassnah-
men und -re-
gelungen 

 
1 Notmassnahmen sind örtlich, sachlich 
und zeitlich begrenzte Einzelfallanwei-
sungen zur unmittelbaren Wahrung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung, 
zur Gewährleistung 
der öffentlichen Gesundheit oder zur 
Abwehr von Notständen und nicht wie-
dergutzumachenden Schäden. 
 
 
 
2 Für weitere Massnahmen und gene-
relle Regelungen sind Notregelungen 
zu erlassen. Bis zum Inkrafttreten von 
Notregelungen können Notmassnah-
men ergriffen werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
3 Notmassnahmen und -regelungen 
können, soweit notwendig, ausserhalb 
oder in Überlagerung des bestehenden 
Rechts angeordnet oder erlassen wer-
den. 

KVG und HGO 
1 Notmassnahmen sind örtlich, sachlich 
und zeitlich eng begrenzte Anordnun-
gen zur unmittelbaren Wahrung der öf-
fentlichen Sicherheit und Ordnung, zur 
Gewährleistung der öffentlichen Ge-
sundheit oder zur Abwehr von Notstän-
den und nicht wiedergutzumachenden 
Schäden. Die Notmassnahmen müssen 
verhältnismässig sein. 
 
HGO 
2 Für weitere Massnahmen und gene-
relle Regelungen sind Notregelungen 
zu erlassen, wenn ein ordentliches Ver-
fahren nicht rechtzeitig möglich ist. Bis 
zum Inkrafttreten von Notregelungen 
können Notmassnahmen ergriffen wer-
den. 
 
 
 
 
 
KVG und HGO 
3 Notmassnahmen und -regelungen 
können, soweit notwendig, ausserhalb 
oder in Überlagerung des bestehenden 
Rechts angeordnet oder erlassen wer-
den. Notregelungen sind zu befristen. 
 

 
Der Zusatz verankert den 
verfassungsrechtlichen 
Grundsatz der Verhältnis-
mässigkeit ausdrücklich 
auch für Notmassnahmen. 
Dadurch werden Grund-
rechtseingriffe auf das nötige 
Minimum begrenzt und einer 
Überdehnung von Notkom-
petenzen vorgebeugt. 
 
Der Zusatz verankert das 
Subsidiaritätsprinzip des 
Notrechts. Notregelungen 
sind nur zulässig, wenn das 
ordentliche Verfahren zeitlich 
nicht möglich ist. Die Ein-
trittsschwelle wird etwas hö-
her. 
 
 
 
 
 
Die Befristung stellt sicher, 
dass Notrecht ausnahms-
weise und temporär bleibt. 
Sie zwingt zur regelmässi-
gen Überprüfung, verhindert 
eine Verfestigung ausseror-
dentlicher Regelungen und 
fördert die Rückkehr zum or-
dentlichen Recht. 

 
Das Gebot der Verhältnismässigkeit des 
staatlichen Handelns ergibt sich bereits aus 
Art. 5 Abs. 2 BV und aus Art. 3 Abs. 2 nKV. 
Den Grundsatz hier nochmals aufzuführen, 
schafft keinen Mehrwert.  
Beschluss: belassen. 
 
 
 
 
 
Aus dem Verhältnismässigkeitsgebot ergibt 
sich, dass der Erlass von Notrecht nur 
dann gerechtfertigt ist, wenn Dringlichkeit 
geboten ist. Zur Sicherung der demokrati-
schen Rechte wird verlangt, dass Notrecht 
möglichst rasch in ordentliches Recht zu 
überführen ist (Art. 54 SOG). In Anbetracht 
dieser Kaskadenregelung ist es nicht nötig, 
das Erfordernis der Unmöglichkeit von 
rechtzeitigem ordentlichem Recht auch 
noch in Abs. 2 aufzuführen.  
Beschluss: belassen. 
 
Zum Zeitpunkt des Erlasses von Notrege-
lungen ist oftmals noch nicht absehbar, wie 
lange sie gebraucht werden. Gemäss Vor-
schlag der Standeskommission ist daher 
ein Entscheid über eine Befristung erst im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens 
durch den Grossen Rat vorgesehen (siehe 
Art. 53 Abs. 2). Dann kann eher beurteilt 
werden, wie lange man Notrecht braucht.  
Unabhängig davon ergibt sich aus dem 
Verhältnismässigkeitsprinzip, dass die Er-
forderlichkeit von Notrecht durch das erlas-
sende Organ regelmässig überprüft wird.  
Mit diesen Sicherungsinstrumenten wird 
dem Bestand von nicht mehr benötigtem 
Notrecht aktiv entgegengewirkt. 
Beschluss: belassen. 
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Art. 53 
Notzustän-
digkeit 

1 Die Standeskommission ist für den 
Erlass von Notregelungen zuständig. 
Sie ordnet kantonale Notmassnahmen 
an, soweit nicht gesetzlich andere Or-
gane dafür verantwortlich 
sind. 
 
2 Notregelungen, die über die ordentli-
che Kompetenz der Standeskommis-
sion hinausgehen, sind innert zwei Mo-
naten dem Grossen Rat zur Genehmi-
gung vorzulegen, der mit dem Ent-
scheid über die Weitergeltung der Not-
regelungen und eine allfällige Befris-
tung entscheidet. 
 
3 Vorbehältlich anderweitiger gesetzli-
cher Zuständigkeitsregelungen können 
Notmassnahmen von jedem betroffe-
nen Gemeinwesen selbständig ange-
ordnet werden. Berühren 
Anordnungen von Bezirken und Ge-
meinden kantonale Interessen, kann 
die Standeskommission kantonale Not-
regelungen ergreifen, welche allfälligen 
Massnahmen der Bezirke 
und Gemeinden vorgehen. 

   

Art. 54 
Überführung 
in ordentli-
ches Recht 

1 Für Notregelungen mit Gesetzes- o-
der Verordnungsrang, welche aus-
serhalb der ordentlichen Zuständigkeit 
erlassen werden, ist möglichst rasch 
eine Grundlage im ordentlichen Recht 
zu schaffen. 
 
2 Zur Beschleunigung kann vom übli-
chen Verfahren für Grossrats- und 
Landsgemeindegeschäfte abgewichen 
werden. 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
KVG und HGO 
2 Zur Beschleunigung kann vom übli-
chen Zeit- und Terminplan für Ge-
schäfte des Grossen Rates und der 
Landsgemeinde abgewichen werden, 
unter Wahrung des ordentlichen demo-
kratischen Verfahrens; zulässig sind 
namentlich Sondersessionen des Gros-
sen Rates sowie ausserordentliche 
Landsgemeinden. 

 
 
 
 
 
 
 
Die Umformulierung stellt 
klar, dass zur Beschleuni-
gung nur der Zeit- und Ter-
minplan, nicht aber das or-
dentliche demokratische Ver-
fahren angepasst wird. 
Durch die beispielhafte Nen-
nung Sondersessionen und 

 
 
 
 
 
 
 
Im Vorschlag der Standeskommission wird 
ausdrücklich davon gesprochen, dass vom 
Verfahren abgewichen werden kann. Von 
der Zuständigkeit darf nicht abgewichen 
werden. Es ist daher vollständig klar, dass 
die Erlasskompetenzen des Grossen Rates 
und der Landsgemeinde nicht angetastet 
werden dürfen.  
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3 Enden Notregelungen, bevor die ge-
forderte Grundlage im ordentlichen 
Recht geschaffen ist, wird das Gesetz-
gebungsverfahren eingestellt, es sei 
denn, der Grosse Rat hält an 
der Fortführung fest, weil die Notrege-
lungen wieder angeordnet werden 
könnten. 
 
4 Lehnen der Grosse Rat oder die 
Landsgemeinde die Vorlage ab, fallen 
laufende Notregelungen dahin. Bei ei-
ner Rückweisung sind sie für die wei-
tere Geltungsdauer der 
Regelungen im Sinne des angenomme-
nen Rückweisungsantrags anzupassen. 

ausserordentlichen Landsge-
meinden wird die zulässige 
Beschleunigung rechtsklar 
und überprüfbar umrissen. 

Eine Aufzählung von Beispielen für Abwei-
chungen erscheint nicht notwendig, zumal 
man sich in Gesetzen auf die wesentlichen 
Punkte beschränken muss.  
Beschluss: belassen. 

10. Publikationen  

Art. 55 
Amtliche 
Publikation 

 
1 Die obersten Verwaltungsbehörden 
des Kantons, der Bezirke und Gemein-
den bezeichnen für ihr Gemeinwesen 
ein physisches Publikationsorgan. Für 
besondere Geschäfte können weitere 
Publikationsorgane bezeichnet werden. 
 
2 In den Publikationsorganen sind die 
gesetzlich vorgesehenen amtlichen 
Publikationen vorzunehmen. Darauf 
kann verzichtet werden bei: 
a) Beschlüssen, die an der Landsge-
meinde oder einer öffentlichen Ver-
sammlung verabschiedet werden; 
b) Beschlüssen oder Bekanntmachun-
gen, die anderweitig publiziert oder öf-
fentlich angezeigt werden; 
c) Beschlüssen mit ausschliesslich in-
terner Wirkung; 

KGV 
1 Die obersten Verwaltungsbehörden 
des Kantons, der Bezirke und Gemein-
den bezeichnen für ihr Gemeinwesen 
ein Publikationsorgan. Für besondere 
Geschäfte können weitere Publikations-
organe bezeichnet werden. 

 
Durch diese Anpassung ent-
steht eine grössere Flexibili-
tät für die Zukunft. 

 
Die Standeskommission hält es für richtig, 
auf der Ebene des Gesetzes eine gewisse 
Flexibilität zuzulassen. Die Möglichkeit ei-
nes Wechsels zu elektronischen Publikatio-
nen soll bestehen. Für den Kanton ist der-
zeit allerdings kein solcher Wechsel ge-
plant.  
Die Eröffnung der Möglichkeit für elektroni-
sche Publikationen soll nicht einzig mit ei-
ner offenen Bestimmung im Gesetz vorge-
nommen werden. Es sind noch verschie-
dene Detailregelungen zu setzen. Dies soll 
in einer neuen Verordnung vorgenommen 
werden. Dies bietet auch die Möglichkeit, 
die Regelungsinhalte besser zu verteilen. 
Ein Teil der im Gesetz vorgesehenen Re-
gelungen wird in die Verordnung verscho-
ben. 
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d) Berichtigungen von formellen Feh-
lern, Rechnungsfehlern und Schreibver-
sehen. 
 
3 Beschlüsse können im Publikations-
organ zusammenfassend wiedergege-
ben werden. Für Beschlüsse und Unter-
lagen, die sich für eine Publikation nicht 
eignen, kann in der 
Publikation auf Fundstellen verwiesen 
werden. 
 
4 Mit der amtlichen Publikation gelten 
Beschlüsse oder Bekanntmachungen 
als allgemein bekannt. 

Beschluss: Das Anliegen wird inhaltlich 
aufgenommen, aber etwas umfassender 
umgesetzt.  

Art. 56 
Publikation 
von Erlassen 

1 Für den Kanton gilt die Aufschaltung 
von Erlassen oder von Änderungen da-
ran in der elektronischen Gesetzes-
sammlung als amtliche Publikation. Auf 
wesentliche Änderungen in der elektro-
nischen Gesetzessammlung wird zu-
sätzlich im physischen Publikationsor-
gan hingewiesen. 
 
2 Führen die Bezirke oder Gemeinden 
eine vollständige elektronische Geset-
zessammlung mit der Möglichkeit des 
Abrufens der chronologischen Be-
schlüsse, kann die oberste 
Verwaltungsbehörde für die amtliche 
Publikation von Erlassen und Änderun-
gen daran ebenfalls die elektronische 
Gesetzessammlung als massgeblich 
bezeichnen. 

   

Art. 57 
Wirkung der 
Erlasspubli-
kation 

1 Die amtliche Publikation oder Anzeige 
eines Erlasses oder Änderungen daran 
ist Voraussetzung für die Anwendung 
von Bestimmungen, mit denen Perso-
nen verpflichtet werden. 
 
2 Vorbehalten sind: 
a) Fälle, in denen auf eine Publikation 
verzichtet werden kann; 
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b) Erlasse oder Änderungen, für die 
aus sachlichen Gründen eine Inkraftset-
zung vor dem Publikationszeitpunkt 
festgelegt ist. 

11. Schlussbestimmungen  

Art. 58 
Ausführungs-
recht 

1 Der Grosse Rat erlässt das Vollzugs-
recht, soweit die Gesetzgebung keine 
anderweitige Zuständigkeit vorsieht. 
 
2 Im Zuständigkeitsbereich der Stan-
deskommission regelt diese das Erfor-
derliche. Sie kann Verwaltungsfragen 
eigenständig regeln. Sie kann insbe-
sondere für die Verwaltung die Zah-
lungsberechtigungen festlegen und in 
bestimmten Bereichen die Verwendung 
von kopierten Unterschriften oder Vers-
ände ohne Unterschrift verlauben. 
 
3 Bedarf der Vollzug im Zuständigkeits-
bereich der Bezirke und Gemeinden ei-
ner Regelung, erlassen diese die erfor-
derlichen Regelungen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
erlauben. 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird korrigiert. 

Art. 59 
Übergangs-
recht 

a)  Bestehen in Erlassen Widersprüche 
zum neuen Recht, sind diese innert 
dreier Jahre nach der Inkraftsetzung 
des neuen Rechts zu beseitigen. 
 
b) Übergangsregelung zur Kantonsver-
fassung und Folgegesetzgebung: 
Grundsätzlich gilt, dass das neue Recht 
nach dessen Inkrafttreten sofort ange-
wandt wird. Ausnahmen sind: 
 
- Amtszwang: Wer nach bisherigem 
Recht nicht mehr dem Amtszwang un-
tersteht, untersteht auch nach neuem 
Recht nicht dem Amtszwang. Unter al-
tem Recht geleistete Tätigkeiten, die 
dem Amtszwang unterstanden, werden 
angerechnet.  
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- Unvereinbarkeit: Entstehen durch die 
neue Verfassung oder das Staatsorga-
nisationsgesetz und die weiteren davon 
betroffenen Erlasse Unvereinbarkeiten, 
sind diese 
auf die nächste ordentliche Wahl hin zu 
beseitigen. 
 
-  Zuständigkeit für Kredite: Ist zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des neuen 
Rechts ein Kreditgeschäft an die 
Landsgemeinde überwiesen, entschei-
det diese, auch wenn 
nach neuem Recht der Grose Rat zu-
ständig wäre. 
 
- Staatshaftung: Liegt die Verursachung 
eines Schadens für eine Staatshaftung 
vor dem Inkrafttreten des neuen 
Rechts, wird die Haftung nach bisheri-
gem Recht 
beurteilt. 
 
- Zuständigkeitsänderungen: hängige 
Verfahren werden noch nach bisheri-
gem Recht abgewickelt. 
 
- Laufende Verfahren werden nach bis-
herigem Recht fortgesetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Grosse 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird korrigiert. 

Art. 60 
Fremdände-
rungen 

a)  Änderung Gerichtsorganisationsge-
setz (GOG): 
 
-  Art. 10 Abs. 2: 
2 Das Gericht konstituiert sich selbst, 
unter Vorbehalt folgender Regeln: 
 
a)  Der Kantonsgerichtspräsident ist zu-
gleich Präsident der Abteilungen. 
 
b)  Ist ein Mitglied des Kantonsgerichts 
mit einem Mitglied der Standeskommis-
sion verheiratet oder besteht zwischen 
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diesen eine eingetragene Partner-
schaft, darf es 
nicht in der verwaltungsgerichtlichen 
Abteilung tätig sein. 
-  Art. 15 neu: 
1 Das Kantonsgericht wird zu Beginn 
jeder Amtsperiode durch den Kantons-
gerichtspräsidenten zur Konstituie-
rungssitzung eingeladen. 
 
2 Die Amtsperiode des Kantonsgerichts 
beginnt am 1. Juni und endet am 31. 
Mai des Folgejahrs. 
 
b)  Änderung Verwaltungsverfahrens-
gesetz 
 
(VerwVG): 
- Aufhebung Art. 9 Abs. 2 lit. a. 
 
- Art. 62 lautet neu: 
Ansprüche mit Bezug zum Zivilrecht 
und interne Schadenregulierung. 
 
1 Soweit keine anderweitige gesetzli-
che Zuständigkeit vorgesehen ist, ent-
scheidet als erste und einzige Verwal-
tungsinstanz die oberste Vollzugsb-
hörde des betroffenen 
Gemeinwesens, in Anstalten das 
oberste Organ, über 
 
a)  Belange in Bereichen, in denen ge-
gen einen kantonal letztinstanzlichen 
öffentlich-rechtlichen Entscheid die 
Bundesgerichtsbeschwerde in Zivilsa-
chen nach Art. 72 Abs. 2 lit. b des Bun-
desgesetzes über das Bundesgericht 
möglich ist; 
 
b) Schadenersatz- und Rückgriffsan-
sprüche des Gemeinwesens gegenüber 
Organen und Angestellten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Vollzugsbehörde 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird korrigiert. 
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c) Änderung Verwaltungsgerichtsgesetz 
(VerwGG): 
- Art. 30 Abs. 1 (Änderung lit. a und c) 
 
a) öffentlich-rechtliche Entschädigungs-
ansprüche gegenüber öffentlich-rechtli-
chen Körperschaften, vorbehältlich der 
Zuständigkeit einer Verwaltungsbe-
hörde nach 
Art. 62 des Verwaltungsverfahrens-ge-
setzes; 
 
c)  vermögensrechtliche Ansprüche aus 
öffentlich-rechtlichen Anstellungsver-
hältnissen, vorbehältlich der Zuständig-
keit einer Verwaltungs-behörde nach 
Art. 62 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes; 
 
d) Änderung Einführungsgesetz zum 
Schweizerischen Zivilgesetzbuch (EG 
ZGB): 
 
-  Aufhebung Titel B.I. Körperschaften 
des kantonalen Rechts. 
 
-  Aufhebung Art. 15 und 16. 
 
e) Änderung Übertretungsstrafgesetz 
(UeStG): 
 
-  Art. 13: Amtsdelikte 
 
1 Wer gesetzlich verpflichtet ist, ein 
Amt anzunehmen oder auszuüben, und 
sich weigert, dieser Pflicht nachzukom-
men, wird auf Antrag der betroffenen 
Behörde mit Busse bestraft. 
 
2 Mitglieder von Behörden des Kan-
tons, der Gemeinden oder anderer öf-
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fentlich-rechtlicher Körperschaften, wel-
che ihre Amtspflicht vorsätzlich oder 
grobfahrlässig verletzen, werden auf 
Antrag der betroffenen Behörde mit 
Busse bestraft. 
 
f) Änderung Schulgesetz (SchG): 
 
-  Art. 65 Abs. 1 lit. e: Streichung Teil 
«soweit dies notwendig erscheint;» 
 
-  Art. 70 Standeskommission 
Abs. 1 aufheben. 
Abs. 2: «Die Standeskommission…». 
Abs. 3 Sie ist ferner zuständig für die 
Genehmigung  
a) von Schulgemeinderglementen und 
b) von …. 
 
-  Art. 72 Abs. 2 lit. a und c: 
 
lit. a: Aufhebung zweiter Satz (Die Auf-
lösung der ehe bzw. der eingetragenen 
Partnerschaft hebt den Ausschlies-
sungsgrund nicht auf;) 
… 
lit. c: Verschwägerte in gerader Linie. 
Die Auflösung der Ehe oder eingetrage-
nen Partnerschaft, welche die Schwä-
gerschaft begründet hat, führt zum 
Wegfall der 
Unvereinbarkeit wegen Schwäger-
schaft. 
 
g) Änderung Gesetz über die Flurge-
nossenschaften: 
 
- Art. 2 Abs. 2 (neu): Sie unterstehen 
der Aufsicht des Bezirks, in welchem 
sie ihren Sitz haben. 
 
- Änderung Art. 16 Abs. 5: In die Or-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Schulgemeindereglementen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird korrigiert. 
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gane gewählte beteiligte Grundeigentü-
mer sind verpflichtet, die entspre-
chende Funktion anzunehmen und aus-
zuüben. 

Art. 61 
Inkrafttreten 

Der Grosse Rat legt den Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes fest. 

   

 


